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Am 23.11.2010 berichtete die Braunschweiger Zeitung, dass die EU bis Jahresende die Situ-
ation bei der geplanten Flughafenerweiterung prüfe und feststellen werde, ob hier EU-
Naturschutzrecht tangiert ist, um dann gegebenenfalls auch Maßnahmen gegen die Stadt, bzw. 
die Bundesrepublik Deutschland zu ergreifen. 
 
Der Respekt vor der Europäischen Völkergemeinschaft ebenso wie die Sorge um Image und 
Ansehen von Stadt und Staat sollte die Verwaltung der Stadt Braunschweig und die von ihr mit 
beaufsichtigte Stiftung Braunschweiger Kulturbesitz unbedingt davon abhalten, die Bemühun-
gen der EU gewissermaßen zu verhöhnen, indem von Stadt und beauftragter Stiftung versucht 
wird, vollendete Tatsachen zu schaffen, indem weitere Waldflächen geschädigt und zerstört 
werden, bevor die EU ihre Prüfungen abgeschlossen hat. 
 
Dies vorausgeschickt, beantragt der Rat der Stadt Braunschweig: 
 
„Die Verwaltung der Stadt Braunschweig möge - in Sorge um Ansehen von Stadt und Staat – 
den verfassungsmäßigen Organen der Europäischen Völkergemeinschaft wie den von ihr ein-
geleiteten Untersuchungen den gehörigen Respekt erweisen und nicht etwa versuchen, vollen-
dete Tatsachen zu schaffen, bevor die EU ihre Untersuchungen abgeschlossen hat und zu ei-
nem Ergebnis gekommen ist.“ 
 
 
 
 
Peter Rosenbaum 
(BIBS-Ratsherr) 
 


